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die "geistige Atombombe" ihres Ge­

sellschaftsmodells setzen, das in der 

Zwischenzeit freilich jegliche Attrakti­

vität verloren hat. Längst auch wurde 

die alte Klassenkampfforderung durch 

die "Fünf Prinzipien der friedlichen 

Koexistenz" ersetzt, als deren Erfinder 

China sich betrachtet.

- Verschoben haben sich die Forde­

rungen schließlich von der bloßen nu­

klearen auf die allgemeine Abrüstung 

sowie vom generellen Verbot nukle­

arer Institutionen auf die Ausklamme­

rung ziviler Nuklearforschung zu fried­

lichen Zwecken.

Gleichgebfieben sind andererseits

- die Forderung nach einer "Demo­

kratisierung" der Abrüstungsbera­

tungen: Vor allem solle die UNO- 

Generalversammlung - und damit 

die Dritte Welt - verstärkt einbezo­

gen werden;

- und weiterhin die regionale Kompo­

nente: China fährt damit fort, 

"atomwaffenfreie Zonen" in den ver­

schiedenen Teilen der Welt zu for­

dern, sei es nun im Indischen Ozean, 

im Himalaya oder in den Anden.

Trotz aller Entpolitisierung und Ver­

sachlichung der chinesischen Überle­

gungen hatten sich die Abrüstungsvor­

schläge Beijings bisher freilich immer 

nur an die anderen Atommächte ge­

richtet: Es gelte, das Nuklearmonopol 

einiger weniger Mächte zu brechen, 

hieß es. Neuerdings ist man freilich 

auch hier zu mehr Selbstbesinnung ge­

kommen - und hat sich einen Schritt 

weiter bewegt.

In einer gekonnten Inszenierung gab 

Ministerpräsident Li Peng erstmals an­

läßlich der China-Visite seines japani­

schen Amtskollegen Kaifu am 

10.8.1991 bekannt, daß die VR China 

"prinzipiell" bereit sei, dem Vertrag 

über die Nichtweitergabe von Atom­

waffen beizutreten. Da Kaifu der erste 

Regierungschef der G-7 war, der seit 

dem Massaker vom 4 Juni 1989 wieder 

chinesischen Boden betrat, sollte diese 

Ankündigung Signalcharakter haben 

und sich vor allem an die USA wen­

den, deren Repräsentantenhaus - im 

Gegensatz zum Senat - immer noch 

fest entschlossen ist, China den Meist­

begünstigungsstatus zu entziehen (dazu 

Näheres C.a., Juli 1991, Ü 7). Mitglie­

der des Repräsentantenhauses hatten 

ihre Einstellung u.a. damit begründet, 

daß China die Länder Pakistan und

Algerien beim Bau von Atombomben 

unterstützte sowie M-9-Raketen an 

Syrien, M-ll-Raketen an Pakistan und 

Kurzstreckenraketen vom Typ "Seiden­

raupe" an den Iran verkaufe, -we-

Innenpolitik

*(4)

Wie Deng Xiaoping und die alte Garde 

sowjetische Verhältnisse verhindern 

wollen

Nach einem Bericht des Zhengming- 

Korrespondenten Luo Bing soll Deng 

Xiaoping jüngst drei Maßnahmen ge­

fordert haben, um eine Entwicklung 

wie in der Sowjetunion zu verhindern:

1) In den nächsten drei bis fünf Jah­

ren muß dem Kampf gegen die 

"friedliche Evolution" (heping yan- 

bian) außerordentliche Bedeutung 

beigemessen werden, da die "fried­

liche Evolution" die politische 

Hauptgefahr darstellt. Bei diesem 

Kampf geht es um das Schicksal 

von Partei und Staat sowie von 

Zigmilfionen von Parteimitgliedern.

2) Aus den Erfahrungen bei der Nie­

derschlagung der "konterrevolutio­

nären Rebellion" (fangeming bao- 

luan) müssen fortgesetzt Lehren 

gezogen werden, und der Kampf 

gegen die bürgerliche Liberalisie­

rung muß fest entschlossen bis zu 

Ende geführt werden.

3) Es müssen gute Nachfolger ausge­

wählt werden. Auf jeden Fall muß 

auf allen Ebenen von Partei und 

Staat verhindert werden, daß Ver­

schwörer, Karrieristen und bürger­

lich-liberale Elemente Führungs­

positionen erklimmen.

Nach dem Scheitern des orthodoxen 

Putschversuches in der Sowjetunion 

soll Deng Xiaoping vor allem die Not­

wendigkeit einer 'korrekten’ Regelung 

der Nachfolgefrage betont haben. 

Deng zufolge kommen für die künfti­

gen Führungspositionen primär die 

Nachkommen der alten KP-Garde in 

Frage, die von kritischen chinesischen 

Intellektuellen als "Kronprinzen-Par- 

tei" (taizi dang) oder "Kronprinzen- 

Kaste" (taizi jieceng) bezeichnet wer­

den. Zwar sind die Söhne und Töchter, 

Neffen und Nichten, Schwiegersöhne 

und Schwiegertöchter der alten KP- 

Führer aufgrund ihrer privilegierten 

Stellung unter der Bevölkerung sehr 

unbeliebt, doch angesichts der Bedro­

hung der kommunistischen Herrschaft 

scheint Deng Xiaoping darauf keine 

Rücksicht nehmen zu wollen: "[Wir 

sollten uns] nicht davor fürchten, wenn 

die Leute von ’Kronprinzen-Partei’ 

oder ’Kronprinzen-Kaste’ daher­

reden... Die eigentliche Ursache, wa­

rum es in der Sowjetunion zu diesen 

Problemen gekommen ist, besteht 

doch darin, daß man nicht die richtigen 

Nachfolger ausgewählt hat und zuließ, 

daß bürgerliche Karrieristen [sic!] die 

politische Macht ergriffen!" (Nach Luo 

Bing, in Dongxiang, September 1991, 

S.6)

Um sicherzustellen, daß sich die 

"Kronprinzen" fest etablieren, aber 

auch keine Fehler begehen oder poli­

tisch aus dem Ruder laufen, soll sich 

die alte Garde der über 80jährigen 

auch darauf geeinigt haben, die Zen­

trale Beraterkommission entgegen der 

ursprünglichen Planung über den 

XIV. Parteitag hinaus beizubehalten 

(ebenda).

Der Vorsitzende der Zentralen Bera­

terkommission Chen Yun (1905) soll 

kürzlich in einer Rede gefordert ha­

ben, daß "die alten Kader eine promi­

nente Rolle bei der Verteidigung der 

Linie der Partei und der Reinheit des 

Marxismus spielen sollten" (nach 

SCMP, 5.9.91). Chen Yun hatte bereits 

in der Vergangenheit mehrfach ver­

langt, daß es den "Revolutionären der 

ersten Generation" erlaubt sein müsse, 

am politischen Entscheidungsprozeß 

weiterhin prominent beteiligt zu sein.

Nach dem Scheitern des orthodoxen 

Putschversuches in der Sowjetunion 

soll Chen Yun gefordert haben, daß 

"wir eine Lehre aus den Ereignissen in 

der Sowjetunion ziehen und politische 

Prinzipien und ideologische Reinheit 

bei der Auswahl von Kadern betonen... 

China muß verhindern, daß Rädelsfüh­

rer wie Jelzin nach oben kommen" 

(nach SCMP, 4.9.91).

Die politische Zuverlässigkeit als Kri­

terium für die Beförderung von Funk­

tionären in Führungspositionen wurde 

auch von dem Berater der ZK-Organi- 

sationsabteilung Chen Yeping in einem 

längeren Artikel für die Volkszeitung 
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betont. Gleichzeitig kritisierte Chen 

namentlich den gestürzten früheren 

ZK-Generalsekretär Zhao Ziyang, der 

fälschlicherweise die fachliche Qualifi­

kation als wichtigstes Kriterium bei der 

Kaderauswahl betrachtet habe. 

(RMRB, 1.9.91) -sch-

*(5)

Zu viele Funktionäre und zu hohe 

Verwaltungskosten

Die Zahl der Kader und der Verwal­

tungsorgane und - damit zusammen­

hängend - die Verwaltungskosten sol­

len wieder einmal gesenkt werden. So 

haben es ZK-Generalsekretär Jiang 

Zemin und Ministerpräsident Li Peng 

angekündigt (Wen Hui Bao, Hong­

kong, 11.9.91, in SWB, 13.9.91). In der 

Vergangenheit waren alle diesbezüg­

lichen Versuche letztlich kläglich ge­

scheitert, denn am Ende wurde genau 

das Gegenteil dessen erreicht, was ei­

gentlich bezweckt worden war. So ver­

doppelte sich die Zahl der Funktionäre 

zwischen 1978 und 1990 von 15 Mio. 

auf 30 Mio., während sich die Verwal­

tungskosten sogar verfünffachten.

Unter den sehr widersprüchlichen An­

gaben über die Zusammensetzung des 

chinesischen Beamtenapparats er­

scheinen die folgenden noch am ver­

läßlichsten: Reine Verwaltungskader 

belaufen sich auf etwa 9 Mio., die rest­

lichen 21 Mio. sind technisches Perso­

nal und andere Fachleute. Fast ein 

Drittel der Funktionäre, d.h. etwa 

9 Mio., arbeiten für die Zentrale, wäh­

rend zwei Drittel auf den verschiede­

nen lokalen Ebenen tätig sind. Allein 

5 Mio. Kader arbeiten in Regierungs­

organen. -sch-

*(6)

Neuere Zahlen über Religionszugehö­

rigkeit: Allein fast 70 Mio. Christen?

Die Zahl der Anhänger der verschie­

denen religiösen Glaubensrichtungen 

soll sich mittlerweile auf insgesamt 

über 230 Mio. belaufen. Dies wird in 

der Hongkonger Zeitschrift Dongxiang 

unter Berufung auf "Untersuchungs­

ergebnisse der zuständigen Behörden" 

berichtet. Die Zahl der Christen soll 

demnach fast 70 Mio. betragen. Bisher 

beliefen sich die höchsten Schätzungen 

auf rund 50 Mio. Christen (siehe u.a. 

C.a., August 1990, Ü 35). Die Zahl der 

buddhistischen Gläubigen und der

Muslime wurde bisher meistens mit 

rund 100 Mio. bzw. 20 Mio. angege­

ben. Sollten die vorgenannten Zahlen­

angaben stimmen, dürfte es auch we­

sentlich mehr buddhistische und mos­

lemische Gläubige geben, als bisher 

angenommen. (Dongxiang, August 

1991, S. 24)

Mit fast 70 Mio. Anhängern haben die 

christlichen Kirchen mehr Mitglieder 

als die Kommunistische Partei (rund 

50 Mio.). In den Provinzen Hebei und 

Jiangsu sowie in Beijing soll die Zahl 

der Christen vergleichsweise am höch­

sten sein. So sollen in der Provinz He­

bei, die rund 60 Mio. Einwohner zählt, 

allein 4 Mio. Christen leben, während 

die KPCh dort nur über 2,8 Mio. Mit­

glieder verfügt. (Ebenda)

Den wachsenden Einfluß der Religio­

nen vor allem unter der Landbevölke­

rung hatte der stellvertretende Staats­

präsident Wang Zhen (1908) bereits 

Anfang 1991 in einer internen Rede 

über die "Bedrohung durch feudalisti­

sche Kräfte auf dem Land" beklagt. 

Die KPCh-Organisationen auf dem 

Land und deren Aktivitäten würden 

dadurch erheblich beeinträchtigt, wet­

terte der orthodoxe Haudegen: "Immer 

weniger Leute wollen der Partei oder 

dem Kommunistischen Jugendverband 

beitreten, während immer mehr Leute 

sich religiösen Gruppen anschließen. 

Viele Menschen, vor allem junge Leu­

te, haben überhaupt gar keine Lust, in 

die Partei oder in den Jugendverband 

aufgenommen zu werden." (Nach 

SCMP, 12.3.91)

Im Kreis Handan in der Provinz Hebei 

sind nach Angaben von Wang Zhen im 

letzten Jahr 813 Personen der katholi­

schen Kirche beigetreten, während sich 

nur 270 der KPCh anschlossen. In der 

Provinz Henan stieg die Zahl der Chri­

sten von 400.000 im Jahre 1982 auf 

über eine Million im Jahre 1990.

Die folgenden von Wang Zhen ange­

sprochenen Phänomene lassen auf ei­

nen beträchtlichen Einflußverlust der 

KPCh unter der Landbevölkerung 

schließen: Während Veranstaltungen 

der Partei kaum besucht werden, ob­

wohl sie zuvor über Rundfunk be­

kanntgegeben werden und die Teil­

nehmer dafür 1 Yuan RMB erhalten 

(sic!), sind die Veranstaltungen der 

Kirchen immer gut besucht. Die Bau­

ern spenden viel Geld für den Bau von 

neuen Kirchen, doch für Projekte der

Parteiorganisationen geben sie nichts. 

Mittlerweile ist in einer Reihe von Or­

ten das Ansehen und der Einfluß der 

religiösen Führer größer als die Auto­

rität der Parteikader. So müssen Par­

teifunktionäre bisweilen die örtlichen 

Priester und Pastoren bitten, sich bei 

den Gläubigen für den Verkauf von 

Reis an den Staat einzusetzen oder ei­

ne Versammlung aller Dorfbewohner 

einzuberufen. (Ebenda) -sch-

*(7)

Politische Ausrichtung nichtstaatli­

cher Organisationen

In der Volksrepublik China soll es 

mittlerweile über 20.000 nichtstaatliche 

Organisationen mit jeweils mehr als 

100 Mitgliedern geben. Dies wurde in 

der Hongkonger Zeitschrift Dongxiang 

unter Berufung auf Angaben aus Krei­

sen der öffentlichen Sicherheitsorgane 

berichtet. Rund 30% dieser Organisa­

tionen sollen religiösen Charakter ha­

ben, während etwa 60% den Bereichen 

Wissenschaft, Kultur, Kunst und Hob­

by zugerechnet werden können. Bei 

7% bis 8% der nichtstaatlichen Orga­

nisationen soll es sich de facto um poli­

tische Gruppierungen handeln, die un­

ter dem Deckmantel von wissenschaft­

lichen Diskussionszirkeln oder Stu­

dienkreisen firmieren. Ihre Mitglieder 

stammen ausnahmslos aus wissen­

schaftlichen Einrichtungen und aus 

Partei- und Staatsorganen. Nach Un­

tersuchungen der Sicherheitsorgane 

sind einige dieser illegalen politischen 

Organisationen bereits in Partei-, 

Staats- und Armeeorganen auf Pro­

vinzebene aktiv. Teilweise sollen diese 

Organisationen innerhalb der KPCh 

und des Kommunistischen Jugendver­

bands sogar offen um Mitglieder wer­

ben. (Dongxiang, August 1991, S. 24)

Nach Angaben des Ministeriums für 

Zivilverwaltung (minzheng bu) waren 

Ende März 1989 über 2.400 nichtstaat­

liche Organisationen auf nationaler 

Ebene offiziell registriert. Hinzu ka­

men über 13.000 nichtstaatliche Orga­

nisationen auf Provinzebene. Die Mit­

gliederzahl dieser mehr als 15.400 

nichtstaatlichen Organisationen belief 

sich auf über 70 Mio. Nach der Nie­

derschlagung der Protestbewegung von 

1989 ordnete die Partei- und Staatsfüh­

rung eine Neuregistrierung der nicht­

staatlichen Organisationen an. Da­

durch sollten alle nichtstaatlichen Or­

ganisationen erneut auf ihre Existenz-
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Berechtigung hin überprüft werden, 

womit sich offenbar auch das Ziel ei­

ner politisch orientierten Säuberung 

des nichtstaatlich organisierten Sektors 

verband. Bis Ende April 1991 wurden 

über 1.500 nichtstaatliche Organisatio­

nen auf nationaler Ebene wieder neu 

registriert, d.h. 900 weniger als vor der 

Protestbewegung. Auf Provinzebene 

wurden lediglich mehr als 6.000 wieder 

neu registriert, d.h. 7.000 weniger als 

vor Mitte 1989. Eine weitere Maß­

nahme zur politischen Ausrichtung des 

nichtstaatlichen Bereichs stellt die Auf­

forderung der KPCh-Führung an Par­

teimitglieder und Parteikader dar, den 

nichtstaatlichen Organisationen beizu­

treten, um diese auf einen "korrekten" 

Kurs zu bringen. (Ebenda, S. 23-24) 

-sch-

*(8)

Verschärfte Gesetze gegen Prostitu­

tion und Frauenhandel

Am 4. September verabschiedete der 

Ständige Ausschuß des Nationalen 

Volkskongresses einen "Beschluß über 

das strenge Verbot von Prostitution 

und Hurerei" sowie einen "Beschuß 

über die strenge Bestrafung der Ent­

führung, des Verkaufs und der Ver­

schleppung von Frauen und Kindern" 

(GMRB, 6.9.91; englischer Wortlaut 

beider Beschlüsse: SWB, 7.9.91). Die 

Beschlüsse haben Gesetzeskraft; sie 

verschärfen und ergänzen bestehende 

Gesetze. Den Hintergrund bildet die 

auch offiziell eingestandene Tatsache, 

daß sich vor allem die Prostitution 

immer stärker ausbreitet. Diesem wi­

dersprechen Meldungen, wonach ein 

deutlicher Rückgang von Geschlechts­

krankheiten von einer erfolgreichen 

Bekämpfung der Prostitution herrühre 

(s. separater Bericht).

So gab ein Sprecher des Ministeriums 

für öffentliche Sicherheit (Gong’an 

Bu) bekannt, daß in den ersten sieben 

Monaten dieses Jahres im ganzen 

Land deutlich mehr Fälle von ge­

werbsmäßiger Unzucht polizeilich ak­

tenkundig winden als im Vorjahres­

zeitraum. In den Städten sei Prostitu­

tion unverändert stark verbreitet, doch 

dehne sie sich tendenziell auch in die 

Vorstädte und entlang der Verkehrs­

wege bis in die Marktflecken und auf 

die Dörfer aus. Schwerpunkte lägen im 

Küstengebiet. Die Szene werde immer 

raffinierter, und mancherorts gebe es 

bereits eine organisierte Unterwelt.

Als Orte, an denen sich Prostitution 

abspiele, werden Hotels, Resaurants, 

Tanz- und Karaokebars, Kinos, Cafes 

und andere Unterhaltungsstätten ge­

nannt (GMRB, 7.9.91). Eine Fachta­

gung in Fuzhou schätzt die Lage ähn­

lich ein. Das Problem, so heißt es dort, 

sei trotz wiederholter Gegenmaßnah­

men "nach wie vor sehr ernst", und 

man habe es nicht unter Kontrolle. 

Auch von "telefonischer Belästigung" 

(gemeint ist offenbar Telefonsex) wird 

berichtet. Gerade an den Stellen, wo 

Prostitution besonders gängig sei, seien 

keine wirksamen Bemühungen erfolgt, 

sie zu unterbinden. (Xinhua, chin., 

23.9.91, nach SWB, 26.9.91).

Die seltsame Tatsache, daß zwar von 

wiederholten Maßnahmen berichtet 

wird, daß dabei aber ausgerechnet die 

Schwerpunkte ausgespart werden, 

dürfte damit Zusammenhängen, daß 

dort zu viele Stellen und Personen von 

der Prostitution profitieren und man­

cherorts wohl auch die Polizei selbst. 

Jedenfalls gibt das neue Verbot der 

Prostitution zu erkennen, daß nicht die 

Dirnen, sondern die Zuhälter als die 

eigentlichen Übeltäter angesehen wer­

den. So wird mit mindestens zehn Jah­

ren Gefängnis bis maximal lebensläng­

lich und einer Geldstrafe von maximal 

10.000 Yuan bestraft, wer Prostitution 

organisiert; auf besonders schwere Fäl­

le steht sogar die Todesstrafe. Ebenso 

bestraft wird, wer Mädchen unter 14 

zur Prostitution zwingt, wer den 

Zwang zur Prostitution mehrfach aus­

übt oder die betreffende Frau durch 

Vergewaltigung oder Zufügen von 

Verletzungen zur Prostitution zwingt. 

Etwas niedrigere Strafen werden an­

gedroht für Verführung zu Prostitution 

sowie für ihre Zulassung, für Kuppelei 

und ähnliche Beihilfe. Diese Strafan­

drohung bezieht sich ausdrücklich auch 

auf das Personal im Hotel-, Gaststät­

ten- und Unterhaltungsgewerbe sowie 

auf Autovermieter (gemeint sind of­

fenbar Taxiunternehmen). Allen die­

sen Betrieben droht im Wiederho­

lungsfall zudem die Schließung. Dem­

gegenüber haben die Prostituierten 

selbst im wesentlichen nur Erziehungs­

lager von sechs Monaten bis zwei Jah­

re Dauer zu gewärtigen. Interessant ist 

ein zusätzlicher Absatz, der sich auf 

"staatliches Personal" bezieht, "das für 

die Durchsetzung des Prostitutionsver­

bots verantwortlich ist", und diesem 

Gefängnis und andere Strafen für den 

Fall androht, daß es "kriminellen Ele­

menten" dazu verhilft, der Strafe zu 

entkommen oder sie unterstützt. Da­

mit wird indirekt offiziell bestätigt, daß 

es Fälle einer Verquickung von Polizei 

und Zuhälterei gibt. Daß die Prostitu­

tion von den Behörden vor Ort als 

Geldquelle genutzt und daher wohl oft 

stillschweigend geduldet wird, deutet 

auch der Sprecher des Ministeriums 

an, der sich dagegen wendet, weiterhin 

nur Geldstrafen zu verhängen statt die 

Betreffenden ins Gefängnis oder ins 

Erziehungslager zu bringen. Da Prosti­

tution schon bisher verboten war, darf 

man skeptisch sein, ob der Volkskon­

greßbeschluß mehr bewirken kann als 

ein vorübergehendes Anhalten der 

Entwicklung.

Aus einem Pekinger Umerziehungs­

zentrum für Prostituierte werden Ein­

zelheiten berichtet. Dort wurden in 

den fünf Jahren seines Bestehens 427 

Mädchen und Frauen im Alter 18 bis 

25 Jahren aufgenommen. Die Insassin­

nen erhalten Unterricht unter anderem 

in Medizin und Recht. Als Rückfall­

quote wird eine bemerkenswert niedri­

ge Zahl von 7 Prozent angegeben 

(XNA, 5.9.91, nach SWB, 11.9.91). Ob 

andere Umerziehungslager ähnlich er­

folgreich arbeiten, ist nicht bekannt.

In engem Zusammenhang zum Prosti­

tutionsverbot steht das neue Gesetz 

gegen Entführung und Verkauf von 

Frauen und Kindern. Die Strafandro­

hung lautet hier auf mindestens drei 

und maximal zehn Jahre Gefängnis 

sowie eine Geldstrafe von maximal 

10.000 Yuan. Im Falle, daß Entführung 

und Handel gewerbsmäßig erfolgen - 

dies wird angenommen, wenn minde­

stens drei Frauen oder Kinder entführt 

und verkauft wurden - oder daß die 

entführten Frauen zur gewerbsmäßi­

gen Unzucht genötigt werden sowie in 

weiteren Fällen erhöht sich die Ge­

fängnisstrafe auf mindestens zehn Jah­

re; auf besonders schwere Vergehen 

steht die Todesstrafe. Die Strafandro­

hung für den Käufer beläuft sich auf 

maximal drei Jahre Gefängnis, sofern 

nicht weitere Aspekte (z.B. Nötigung 

zu Geschlechtsverkehr) hinzukommen. 

Auch in diesem Gesetz findet sich ein 

Passus, der ein zusätzliches Licht auf 

die gesellschaftliche Wirklichkeit wirft. 

So erhalten "Führer" bis zu fünf Jahren 

Gefängnis, die eine Menschenmenge 

zusammenbringen, um Beamte daran 

zu hindern, entführte und verkaufte 

Frauen oder Kinder zu befreien - of­

fenbar wird der Erwerb von Ehefrauen 

an einigen Orten nicht als moralisch 
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anstößig gewertet. Ein weiterer Absatz 

läßt darauf schließen, daß selbst zu­

ständige Beamte zuweilen die Ansicht 

vertreten, solcher Menschenhandel sei 

eine läßliche Sünde, wird ihnen doch 

Strafe angedroht, wenn sie auf den Hil­

feruf Entführter oder deren Verwand­

ter nicht reagieren. - Die Brisanz die­

ses Gesetzes wird durch eine Meldung 

unterstrichen, wonach Hunderte von 

vietnamesischen Bäuerinnen nach Chi­

na und Kambodscha als Prostitutierte 

verkauft werden (IHT, 7./8. 9.91). 

-hws- 

•(9)

Kinderlose Ehepaare

Der Wunsch, Kinder und vor allem 

Söhne zu bekommen, war bislang für 

alle chinesischen Ehepaare selbstver­

ständlich. Unterdessen zeichnet sich 

jedoch eine stille Revolution ab, bei 

der Intellektuelle als Vorreiter für eine 

bewußt angestrebte Kinderlosigkeit 

fungieren.

Eine jüngste Umfrage unter 10.000 

jungverheirateten Paaren in der süd­

chinesischen Stadt Guangzhou (Kan­

ton) ergab, daß dort 30 Prozent wäh­

rend der ersten drei bis fünf Ehejahre 

auf Nachwuchs verzichten und 10 Pro­

zent überhaupt keine Kinder wollen. 

Von Pekinger Intellektuellen wird be­

richtet, daß dort mittlerweile sogar 30 

Prozent aller Jungverheirateten kin­

derlos bleiben wollen. Ähnliche Ent­

wicklungen seien auch in Nanjing, 

Shanghai und anderen Großstädten zu 

verzeichnen.

Ein solcher bewußter Verzicht auf 

Kinder bedeutet einen unerhörten 

Bruch mit einem zentralen Element 

der chinesischen Tradition und ist 

Ausdruck eines tiefgreifenden Werte­

wandels. Einige kinderlose Paare äu­

ßerten sich zu den Gründen für ihre 

Entscheidung. Demnach spielt vor al­

lem bei der Frau die Abneigung eine 

Rolle, zugunsten eines Kindes auf Be­

ruf und Karriere zu verzichten. Auch 

ökonomische Überlegungen - die Ko­

sten für die Aufzucht eines Kindes - 

und die beengte Wohnsituation werden 

als Gründe angeführt. Genannt wird 

ferner der Wunsch, ein bequemeres 

und moderneres Leben zu führen und 

den Problemen, die mit Kindererzie­

hung verbunden sind, aus dem Wege 

zu gehen.

Der neue Trend sollte bei den Gebur- 

tenplanem freudige Zustimmung her­

vorrufen, ist ihnen offenbar aber selbst 

noch nicht ganz geheuer. Jedenfalls 

rang sich ein Fachmann des Pekinger 

Forschungsinstituts für Familie und 

Heirat nur zu der Erkenntnis durch, es 

handele sich um ein objektives Faktum 

in einer bestimmten Phase der Bevöl­

kerungsentwicklung, und man solle die 

Kinderlosigkeit weder befürworten 

noch verdammen. (XNA, 19.9.91) -hws- 

•(10)

Familienplanungsschulen und ver­

stärkte materielle Anreize zur Gebur­

tenkontrolle

Die Familienplanungskommission för­

dert die Ein-Kind-Politik zunehmend 

durch "Familienplanungsschulen", auf 

denen frisch Verheiratete und junge 

Mütter eine Woche lang Unterricht 

unter anderem in Familienplanung, 

Empfängnisverhütung, Schwanger­

schaftshygiene und in säuglingsmedizi­

nischen Fragen erhalten. Derartige 

Schulen existierten mittlerweile schon 

in 650 Kreisen und 2.000 Städten. Be­

sonders aktiv scheint man in Chong­

qing (mit Umland 14,8 Millionen Ein­

wohner) zu sein, wo seit 1988 in 2.500 

derartigen Schulen 2 Millionen "Schü­

ler" sowie 30.000 Lehrer ausgebildet 

wurden. Wichtig für den Erfolg der 

Schulen auf dem Lande ist offenbar ei­

ne ökonomische Argumentation, wird 

den Bauern doch klargemacht, daß zu­

sätzliche Kinder ihr Pro-Kopf-Ein­

kommen schmälern. (XNA, 2.9.91)

Ganz auf der ökonomischen Schiene 

fährt auch ein neues Familienpla- 

nungsVerantwortlichkeitssystem, das 

jüngst von Partei und Verwaltung für 

die ganze Provinz Guangdong be­

schlossen wurde. Demnach soll der Er­

folg bei der Familienplanung das wich­

tigste Kriterium für die berufliche und 

die Partei-Karriere, für die Einstufung 

von Betrieben oder für die Gewährung 

von Arbeitserlaubnissen außerhalb der 

Landwirtschaft sein. Offenbar sind die 

Erwartungen der Familienplaner an 

das neue System, das als "wunderbar" 

bezeichnet wird, sehr hochgespannt 

(Guangdong Provinzradio, 15.9.91 

nach SWB, 24.9.91). Sofern das Schick­

sal von Betrieben vom Gebärverhalten 

der Belegschaft abhängig gemacht 

wird, ist freilich nicht zu verkeimen, 

daß damit einzelne Familien bzw. 

Frauen einem nochmals ungeheuer 

verstärkten sozialen Druck ausgesetzt 

werden, -hws- 

•(11)

Abtreibung per Pille

Die Dongbei General Pharamceutical 

Factory stellt neuerdings eine Arznei 

her, die den üblichen chirurgischen 

Eingriff bei einer Abtreibung überflüs­

sig macht und daher vor allem von 

Geburtenplanem begrüßt wird. Inwie­

weit diese Pille mit einem Pharmazeu- 

tikum gleicht, das bereits seit längerem 

in Frankreich angewandt wird, wurde 

nicht berichtet. Klinische Tests hätten 

immerhin eine Erfolgsquote von 90 

Prozent ergeben. (GMRB, 20.9.91; 

China Central Television, 19.9.91, nach 

SWB, 23.9.91) -hws-

*(12)

Rückgang von Geschlechtskrankheiten

Derzeit wird aus den großen Städten 

Chinas von einem starken Rückgang 

sexuell übertragener Krankheiten be­

richtet (XNA, 6.9.91) und zwar in Höhe 

von 30 Prozent im 1. Halbjahr 1991. 

Vor ausgegangen war ein jahrelanger 

stetiger Anstieg dieser Krankheiten, 

von denen im Jahr 1990 insgesamt 

44.117 Fälle registriert wurden. Bei et­

wa 60 Prozent handelte es sich um Go­

norrhöe und bei nur 1,2 Prozent um 

Syphilis. Bis Ende 1990 wurden 493 

Aids-Infektionen nachgewiesen, an 

Aids erkrankt waren 6 Patienten. Ein 

Sprecher des Gesundheitsministeriums 

führt den Rückgang der Geschlechts- 

krankehiten auf staatliche Maßnahmen 

zur Eindämmung "verschiedener kri­

mineller Tätigkeiten einschließlich der 

Prostitution" zurück. Erkrankte Prosti­

tuierte müssen sich - so eine jüngst er­

gangene Forderung der Gesundheits­

behörde - einer Behandlung unterzie­

hen und werden vor deren Abschluß 

nicht entlassen (XNA, 6.9.91). Auch im 

neuen Volkskongreßbeschluß zum 

Verbot von Prostitution ist diese For­

derung enthalten, -hws-

•(13)

Gleichstellung der Frauen läßt noch 

zu wünschen übrig

Eine großangelegte Umfrage zur Rolle 

der Frauen - offenbar die erste seit 40 

Jahren - förderte konservative Einstel­

lungen, jedoch auch deutliche Fort­

schritte gegenüber früher zutage. Auf 

einer internationalen Tagung von 

Frauen in Führungspositionen wurden 

Zahlen über Chinesinnen im Berufsle­
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ben bekannt. Gute Erfolge vermeldet 

ein Bildungsprogramm für Landfrau­

en.

Die besagte Umfrage wurde vom Ge- 

samtchinesischen Frauenverband unter 

41.000 Menschen (zur Hälfte Männer) 

von 16 bis 64 Jahren in 21 Provinzen 

durchgeführt. 63 Prozent der Befrag­

ten stimmten der Ansicht zu, daß 

Frauen eine wichtige Rolle in Politik 

und Wirtschaft spielen. Mehr als die 

Hälfte sah die Männer jedoch als den 

Frauen überlegen an, und 43 Prozent 

meinten, die Frauen sollten sich am 

besten nur um Haushalt und Familie 

kümmern. Tatsächlich aber sind über 

87 Prozent der befragten Frauen be­

rufstätig oder befinden sich im Ruhe­

stand, eine Zunahme um 31 Prozent 

gegenüber der Generation ihrer Müt­

ter. Das Einkommen der berufstätigen 

Frauen Hegt freüich um 18 Prozent un­

ter dem der Männer. Sehr deuthche 

Fortschritte für die Frauen sind bei der 

Schulbildung zu verzeichnen. Während 

61 Prozent der weibHchen Befragten 

unter 40 Jahren die untere Mittelschu­

le absolviert oder eine höhere Schul­

bildung genossen haben, Hegt die ent­

sprechende Quote bei ihren Müttern 

nur bei 12 Prozent. Mehr als die Hälfte 

der Frauen möchte beruflich minde­

stens ebenso erfolgreich sein wie die 

Männer. Knapp 48 Prozent der Frauen 

gaben an, daß sie den Belangen ihrer 

Arbeitseinheit große Aufmerksamkeit 

schenken und am Arbeitsplatz häufig 

ihre Meinung sagen oder Vorschläge 

machen, und 26,9 Prozent wünschte 

sich, als Vertreter in den örtHchen 

Volkskongreß gewählt zu werden. Un­

ter arrangierten Ehen hat nur noch ei­

ne Minderheit der Frauen zu leiden.

79,5 Prozent der verheirateten Frauen 

unter 40 hatten sich ihren Ehemann 

selbst ausgesucht, und über die Hälfte 

der Ehefrauen sind zufrieden mit ihren 

Entscheidungsrechten in Famüienan- 

gelegenheiten. Insgesamt sind nur 40 

Prozent aHer Befragten der Ansicht, 

daß die GleichsteHung der Geschlech­

ter bereits geseHschafthch anerkannt 

sei. (XNA, 20.9.91). Unterdessen wol­

len das Shanghaier Fernsehen, eine 

Zeitung und eine Nähmaschinenfabrik 

der Stadt das Umdenken bei den 

Männern fördern, indem sie einen 

Wettbewerb zur Kür der zehn besten 

Ehemänner durchführen. Die Kandi­

daten werden von ihren Gattinnen vor­

geschlagen (SCMP, 20.9.91.).

Am 14. September eröffnete der Chi­

nesische Frauenverband in der Stadt 

Sanmenxia eine mehrtägige internatio­

nale Tagung von Frauen in Führungs­

positionen und steHte Zahlen zur be­

ruflichen SteHung von Frauen in China 

vor. Demnach beläuft sich die Zahl der 

Frauen unter aHen 140 MilHonen An­

gestenten Chinas heute auf 52 MilHo­

nen oder 37,6 Prozent. Die 9 bis 10 

MilHonen weibHchen Funktionäre - al­

so Angestente mit Leitungsaufgaben - 

entsprechen einem Anteü von 30,3 

Prozent. Deuthch geringer ist der An­

teü der weibHchen Deputierten im Na­

tionalen Volkskongreß: Er Hegt bei 

21,3 Prozent. Im entscheidenden Gre­

mium, dem Ständigen Ausschuß, brin­

gen es die Frauen schHeßhch nur noch 

auf 11,6 Prozent. Wie auch in anderen 

Ländern zu beobachten, nimmt der 

Frauenanteü demnach ab, je höher die 

Position ist. Die höchsten weibHchen 

Vertreter im Staate sind zwei SteUver- 

tretende Vorsitzende des Ständigen 

Ausschusses des Volkskongresses, zwei 

SteUvertretende Vorsitzende der PoH- 

tischen Konsultativkonferenz, drei 

Ministerinnen und zwölf Vize-Ministe­

rinnen. In China gibt es über 200 weib- 

Hche Bürgermeister oder SteHvertre- 

tende Bürgermeister.

Auch wenn der Anteü von Frauen in 

Führungspositionen noch gering ist, so 

sind heute doch die Karriereaussichten 

für Frauen ungleich besser als früher. 

So gab es im ersten Nationalen Volks­

kongreß von 1954 nur einen Frauenan­

teü von 11,9 Prozent und im damahgen 

Ständigen Ausschuß gar von nur 5 

Prozent, und während sich die Bevöl­

kerung des Landes seit 1949 etwa ver­

doppelte, stieg die Zahl der weibHchen 

Angestenten von damals 600.000 bis 

zum heutigen Wert von 52 MilHonen 

nahezu auf das Neunfache. Auf der 

Tagung wurde ebenfaUs darauf hinge­

wiesen, daß sich auch das berufliche 

Spektrum für Frauen beträchthch ver­

größert hat. Einst vor aUem auf die 

Bereiche Unterricht und Leichtindu­

strie beschränkt, gibt es Frauen heute 

in fast aHen Berufen.

Die chinesischen Teilnehmerinnen an 

der Tagung Heßen freüich erkennen, 

daß die Frauen deuthch besser sein 

müssen als Männer, um in gleiche Po­

sitionen aufzusteigen. Gleichzeitig 

machten einige Sprecherinnen klar, 

daß Frauen nicht zugunsten ihrer Kar­

riere darauf verzichten soHten, ihren 

Eltern eine gute Tochter, ihrem Mann 

eine gute Ehefrau und ihren Kindern 

eine gute Mutter zu sein. Beklagt wur­

de jedoch die dadurch entstehende 

Doppelbelastung.

Weitere konkrete Verbesserungen für 

die Aufstiegschancen von Frauen in 

Führungspositionen konnte die Vertre­

terin des Frauenverbandes auf der Ta­

gung nicht in Aussicht steüen. Sie ver­

wies ledighch darauf, daß die weibH­

chen Deputierten auf dem 7. Nationa­

len Volkskongreß und auf der 7. PoHti- 

schen Konsultativkonverenz - beide ka­

men 1988 zusammen - schon viele 

Vorschläge gemacht hätten, offenbar 

ohne das gewünschte Echo. (XNA, 14., 

19. und 20.9.91)

Demgegenüber erweist sich ein Fünf­

jahresprogramm als sehr erfolgreich, 

das der Frauenverband gemeinsam mit 

13 Ministerien 1989 initüerte. Unter 

dem Motto "Lernen und reich werden" 

erhielten seither 96 MilHonen Land­

frauen Unterricht in wirtschafthch 

verwertbaren Techniken (Ackerbau 

und Heimindustrie); 2,8 MilHonen der 

126 MilHonen Analphabetinnen des 

Landes - etwa 70 Prozent der ländh- 

chen Analphabeten sind Frauen - wur­

den erfolgreich im Lesen und Schrei­

ben geschult. Das Programm, das bis­

lang bereits 120 MilHonen Landfrauen 

erreichte, führt zu einer größeren öko­

nomischen Unabhängigkeit der Frau­

en, es stärkt ihre SteHung in der Fami- 

He, vergrößert ihre Bereitschaft, die 

Kinder länger auf die Schule gehen zu 

lassen, und kommt indirekt auch der 

Durchsetzung der Geburtenkontroüe 

zugute. (XNA, 14.9.91) -hws-

Koltur

*(14)

Schlüsselprojekte der wissenschaft­

lich-technologischen Forschung

AnläßHch einer Preisverleihung an 

verdiente Wissenschaftler und Techni­

ker gab Ministerpräsident Li Peng eine 

positive Bewertung der wissenschaft- 

Hch-technischen Schlüsselprojekte un­

ter dem letzten Fünfjahrplan. Unter­




